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Landkreis Ebersberg Wahlperiode 2002/2008
Kreistag 21. Sitzung des Kreistages

Sitzung
Montag, 29.05.2006, um 16:00 Uhr

im Sitzungssaal
Tagesordnung

TOP 1 Personalia und Ehrungen
TOP 2 BürgerInnen fragen
TOP 3 Pflegebedarfsplan für den Landkreis Ebersberg;

Zurückstellung der Pflegebedarfsplanfortschreibung
TOP 4 Eigenfinanzierungsvorbehalt bei Investitionen
TOP 5 Beratungen über den Nachtragshaushalt 2006
TOP 6 Eröffnungsbilanz des Landkreises zum 01.01.2005
TOP 7 Bekanntgabe von Eilentscheidungen
TOP 8 Informationen und Bekanntgaben
TOP 8.1 Informationen & Bekanntgaben;

Ergebnisse der Bürgerbefragung 2005
TOP 9 Anfragen
EAPL.0.14

19/11
Landkreis Ebersberg Wahlperiode 2002/2008
Ausschuss für 9. Sitzung des LVS-Ausschusses
Landkreisentwicklung, Verkehr
und Straßenplanung

Sitzung
Donnerstag, 01.06.2006, um 15:00 Uhr

im Sitzungssaal
Tagesordnung

Öffentlicher Teil
TOP 1 BürgerInnen fragen
TOP 2 Zweite Stammstrecke für die S-Bahn München und mögliche Betriebs-

konzepte
TOP 3 Erfahrungsbericht Rufbusse und Anruflinientaxi
TOP 4 Annahme der Leitlinien/des Aktionsprogramms für den Landkreis

Ebersberg
TOP 5 Billigung des Statusberichts des Regionalmanagements
TOP 6 Bekanntgabe von Eilentscheidungen
TOP 7 Informationen und Bekanntgaben
TOP 8 Anfragen
EAPL.0.14
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Öffentliche Bekanntmachung
An alle
Halter von Hühnern, Truthühnern, Perlhühnern, Rebhühnern, Fasanen, Lauf-
vögeln, Wachteln, Enten oder Gänsen (Geflügel) im Landkreis Ebersberg
Vollzug des Tierseuchengesetzes und der Verordnung zur Aufstallung des Ge-
flügels zum Schutz vor der Klassischen Geflügelpest (Geflügel-Aufstallungsver-
ordnung) vom 9. Mai 2006
Anlage: Karte mit Darstellung des Geltungsbereiches der Anordnung
Das Landratsamt Ebersberg erlässt als zuständige Kreisverwaltungsbehörde
folgende

Allgemeinverfügung:
1. Es wird folgendes Gebiet festgelegt, in dem Geflügel auch außerhalb ge-

schlossener Ställe oder Schutzvorrichtungen gehalten werden darf (Frei-
landhaltung):
Gebiet des Landkreises Ebersberg mit Ausnahme des auf der beigefügten
Karte festgelegten und gekennzeichneten Gebietes von 1 km im Umgriff des
Ismaninger Speichersees. Die Karte ist Bestandteil dieser Allgemeinverfü-
gung.

2. Die Festlegung kann jederzeit ganz oder teilweise widerrufen werden, ins-
besondere wenn die Voraussetzungen für die Gebietsfestlegung nicht mehr
vorliegen.

3. Kosten werden nicht erhoben
4. Die Verfügung gilt an dem auf die ortsübliche Bekanntmachung folgenden

Tag als bekannt gemacht.
Hinweise:

1. Die Begründung dieser Allgemeinverfügung kann eingesehen werden im
Dienstgebäude des Landratsamtes Ebersberg, Eichthalstr. 5,
85560 Ebersberg, Zi-Nr. 3.08, 3.Stock.

2. Wer Geflügel im o. g. Gebiet in Freilandhaltung halten will, hat dies der
zuständigen Behörde spätestens mit Aufnahme der Freilandhaltung un-
ter Angabe seines Namens, seiner Anschrift und ihres Standortes an-
zuzeigen (§ 1 Abs. 4 Geflügel-Aufstallungsverordnung).

3. Enten und Gänse sind räumlich getrennt von sonstigem Geflügel zu hal-
ten (§ 1 Abs. 5 Satz 1 Geflügel-Aufstallungsverordnung). Der Halter von
Enten und Gänsen hat sicherzustellen, dass die Tiere monatlich virolo-
gisch auf Influenza-A-Virus der Subtypen H5 und H7 untersucht wer-
den. An Stelle dieser virologischen Untersuchung nach § 1 Abs. 5 Satz 2
Geflügel-Aufstallungsverordnung kann der Halter abweichend von § 1
Abs. 5 Satz 1 Geflügel-Aufstallungsverordnung Enten und Gänse zu-
sammen mit sonstigem Geflügel halten, soweit das sonstige Geflügel da-
zu dient, die Einschleppung oder Verschleppung der Geflügelpest in den
Bestand frühzeitig zu erkennen. Im Falle des § 1 Abs. 5 Satz 3 Geflügel-
Aufstallungsverordnung muss die in der Anlage zu § 1 Abs. 5 Satz 4 Ge-
flügel-Aufstallungsverordnung in Spalte 2 vorgesehene Anzahl von
sonstigem Geflügel gehalten werden:

Anzahl der gehaltenen Enten Anzahl des sonstigen
oder Gänse je Bestand zu haltenden Geflügels

1 2
weniger als 10 mindestens 1, höchstens jedoch

dieselbe Anzahl wie gehaltene
Enten und Gänse

11–100 10–50
101–1000 20–60

mehr als 1000 30–70

Ferner hat der Halter jedes verendete Stück sonstigen Geflügels in einer vom
Landratsamt Ebersberg bestimmten Untersuchungseinrichtung unverzüglich
auf Influenza-A-Virus der Subtypen H5 und H7 virologisch untersuchen zu las-
sen (§ 1 Abs. 5 Satz 5 Geflügel-Aufstallungsverordnung).

4. Der Geflügelhalter ist verpflichtet, abweichend von § 2 Abs. 1 Satz 1 und
2 Nr. 3 in Verbindung mit Abs. 3 der Geflügelpest-Verordnung un-
abhängig von der Größe des Geflügelbestandes in das zu führende Be-
standsregister je Werktag die Anzahl der verendeten Tiere zu vermerken

und abweichend von § 8b Nr. 1 bis 8 der Geflügelpest-Verordnung un-
abhängig von der Größe des Geflügelbestandes sicherzustellen, dass

a die Ein- und Ausgänge zu den Ställen oder die sonstigen Standorte des
Geflügels gegen unbefugten Zutritt oder unbefugtes Befahren gesichert
sind,

a die Ställe oder die sonstigen Standorte des Geflügels von betriebs-
fremden Personen nur mit betriebseigener Schutzkleidung oder Ein-
wegkleidung betreten werden und dass diese Personen die Schutz- oder
Einwegkleidung nach Verlassen des Stalles oder sonstigen Aufenthalts-
ortes des Geflügels unverzüglich ablegen,

a Schutzkleidung nach Gebrauch unverzüglich gereinigt und Einwegklei-
dung nach Gebrauch unverzüglich unschädlich beseitigt wird,

a nach jeder Einstallung oder Ausstallung von Geflügel die dazu einge-
setzten Gerätschaften und der Verladeplatz gereinigt und desinfiziert
werden und dass nach jeder Ausstallung die frei gewordenen Ställe ein-
schließlich der dort vorhandenen Einrichtungen und Gegenstände gerei-
nigt und desinfiziert werden,

a betriebseigene Fahrzeuge abweichend von § 16 Abs. 1 der Viehverkehrs-
verordnung unmittelbar nach Abschluss eines Geflügeltransports auf ei-
nem befestigen Platz gereinigt und desinfiziert werden,

a Fahrzeuge, Maschinen und sonstige Gerätschaften, die in der Geflügel-
haltung eingesetzt und von mehreren Betrieben gemeinsam benutzt wer-
den, jeweils im abgebenden Betrieb vor der Abgabe gereinigt und des-
infiziert werden,

a eine ordnungsgemäße Schadnagerbekämpfung durchgeführt wird und
hierüber Aufzeichnungen gemacht werden,

a der Raum, der Behälter oder die sonstigen Einrichtungen zur Aufbewah-
rung verendeten Geflügels bei Bedarf, mindestens jedoch einmal im Mo-
nat, gereinigt und desinfiziert werden.

5. Die virologischen Untersuchungen nach § 1 Abs. 5 Satz 2 Geflügel-
Aufstallungsverordnung sind jeweils an Proben von 60 Tieren je Bestand
in einer vom Landratsamt Ebersberg bestimmten Untersuchungsein-
richtung durchzuführen. Die Proben sind mittels Rachentupfer oder
Kloakentupfer zu entnehmen. Werden weniger als 60 Enten oder Gänse
gehalten, sind die jeweils vorhandenen Tiere zu untersuchen (§ 2 Abs. 1
Geflügel-Aufstallungsverordnung).

6. Der Geflügelhalter hat dem Landratsamt Ebersberg unverzüglich jeden
Nachweis des Influenza-A-Virus der Subtypen H5 und H7 mitzuteilen.
Ferner hat er die Ergebnisse der Untersuchungen mindestens ein Jahr
lang aufzubewahren und dem Landratsamt Ebersberg auf Verlangen
vorzulegen. Die Frist beginnt mit dem Ablauf des Kalendermonats, in
dem ihm die Ergebnisse der Untersuchung schriftlich mitgeteilt worden
sind (§ 2 Abs. 3 Geflügel-Aufstallungsverordnung).

7. Geflügel, ausgenommen Geflügel, das unmittelbar zur Schlachtung ver-
bracht wird, darf nur in den Verkehr gebracht werden, soweit das Ge-
flügel 7 Tage vor dem Inverkehrbringen in einem geschlossenen Stall
oder einer Schutzvorrichtung gehalten und längstens vier Werktage vor
dem Inverkehrbringen klinisch tierärztlich oder im Falle von Enten und
Gänsen virologisch nach näherer Anweisung der zuständigen Behörde
mit negativem Ergebnis auf Influenza-A-Virus der Subtypen H5 und H7
untersucht worden ist. Derjenige, der Geflügel in den Verkehr bringt, hat
eine tierärztliche Bescheinigung über die Untersuchung nach Satz 1 mit-
zuführen. Die Bescheinigung ist auf Verlangen dem Landratsamt Ebers-
berg vorzulegen (§ 4 Geflügel-Aufstallungsverordnung).

8. Zuwiderhandlungen gegen Bestimmungen der Geflügel-Aufstallungs-
verordnung sind gemäß § 6 Geflügel-Aufstallungsverordnung i. V. m. §
76 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b und Nr. 2 des Tierseuchengesetzes Ordnungs-
widrigkeiten. Diese können mit einer Geldbuße bis zu fünfundzwanzig-
tausend Euro geahndet werden (§ 76 Abs. 3 Tierseuchengesetz).

9. Nach § 2 der Geflügelpestschutzverordnung hat jeder Geflügelhalter, der
Geflügel im o. g. Gebiet in Freilandhaltung halten will sicherzustellen,
dass

– die Tiere nur an Stellen gefüttert werden, die für wildlebende Zugvögel
nicht zugänglich sind,

– die Tiere nicht mit Oberflächenwasser, zu dem wildlebende Zugvögel
Zugang haben, getränkt werden und

– Futter, Einstreu und sonstige Gegenstände, mit denen Geflügel in Be-
rührung kommen kann, für wildlebende Zugvögel unzugänglich auf-
zubewahren ist.

Begründung:
I.

Für sämtliche Geflügelhaltungen in dem oben bezeichneten Gebiet liegen die
Voraussetzungen für eine Genehmigung nach § 1 Abs. 2 Satz 1, auch in Ver-
bindung mit Satz 2 der Verordnung zur Aufstallung des Geflügels zum Schutz
vor der Klassischen Geflügelpest (Geflügel-Aufstallungsverordnung) vom 9.
Mai 2006 (www.ebundesanzeiger.de, eBAnz AT28 2006 V1) vor. Die Geflügel-
haltungen liegen nicht

– in einem Gebiet, das nach § 15 Abs. 1 oder § 16 Abs. 1 der Geflügelpest-
Verordnung, nach § 4 Abs. 1 der Wildvogel-Geflügelpestschutzverord-
nung oder nach § 3 Abs. 1 und 2 der Nutzgeflügel-Geflügelpestschutz-
verordnung ausgewiesen ist,

– in unmittelbarer Nähe eines Gebietes, in dem sich wildlebende Wat- und
Wasservögel sammeln, insbesondere eines Feuchtbiotops, eines Sees, ei-
nes Flusses oder eines Küstengewässers, an dem die genannten Vögel ras-
ten oder brüten, oder

– in einem Gebiet mit einem Radius von 1000 Metern um die Geflügelhal-
tung, in dem sich auf den Quadratkilometer berechnet mindestens 20000
Stück Geflügel befinden.

II.
Rechtsgrundlage für den Widerrufsvorbehalt ist Art. 36 Abs. 2 Nr. 3 des Bayeri-
schen Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG). Der Vorbehalt des Wider-
rufs ist notwendig, weil ein Widerruf der Gebietsfestlegung insgesamt oder für
einen Teil zur Gewährleistung einer effektiven Tierseuchenbekämpfung er-
forderlich sein kann. Dies ist insbesondere der Fall, wenn eine oder mehrere
Festsetzungsvoraussetzungen nachträglich wegfallen, z. B. wenn der Verdacht
des Ausbruchs oder der Ausbruch der Geflügelpest in dem o. g. Gebiet amtlich
festgestellt wird.

III.
Die Kostenentscheidung stützt sich auf Art. 7 des Gesetzes über den Vollzug des
Tierseuchenrechts.

IV.
Nach Art. 41 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 BayVwVfG gilt ein schriftlicher Verwal-
tungsakt bei öffentlicher Bekanntmachung zwei Wochen nach der ortsüblichen
Bekanntmachung als bekannt gegeben. In einer Allgemeinverfügung kann ein
hiervon abweichender Tag, jedoch frühestens der auf die Bekanntmachung fol-
gende Tag bestimmt werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe (Zu-
stellung) Widerspruch erhoben werden. Fällt der letzte Tag der Frist auf einen
Sonntag, einen am Erklärungs- oder Leistungsort staatlich anerkannten all-
gemeinen Feiertag oder einen Sonnabend, so tritt nach § 193 BGB an die Stelle
eines solchen Tages der nächste Werktag. Der Widerspruch ist schriftlich oder
zur Niederschrift bei dem unterfertigten Landratsamt Ebersberg, Eichthalstra-
ße 5, 85560 Ebersberg, einzulegen.
Die Frist ist auch dann gewahrt, wenn der Widerspruch rechtzeitig bei der Re-
gierung von Oberbayern, Maximilianstraße 39, 80539 München, eingelegt wird.
Sollte über den Widerspruch ohne zureichenden Grund in angemessener Frist
sachlich nicht entschieden werden, so kann Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München, Bayerstraße 30, 80335 München, schriftlich oder zur
Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben
werden.
Die Klage kann nicht vor Ablauf von drei Monaten seit der Einlegung des Wider-
spruchs erhoben werden, außer wenn wegen besonderer Umstände des Falles ei-
ne kürzere Frist geboten ist. Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Frei-
staat Bayern) und den Streitgegenstand bezeichnen und soll einen bestimmten
Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel
sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder Abschrift
beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen vier Abschriften für
die übrigen Beteiligten beigefügt werden.
Hinweis: Die Einlegung des Widerspruchs oder die Erhebung der o.g. Klage
durch eMail ist nicht zulässig.
Kahle
Regierungsrätin
„Die Allgemeinverfügung und ihre Begründung können im Landratsamt Ebers-
berg, Eichthalstraße 5, 85560 Ebersberg, Zimmer 3.08, 3.Stock, während der
Öffnungszeiten eingesehen werden.“
EAPL.565
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Vollzug des Bayerischen Katastrophenschutzgesetzes;
Auslegung von externen Notfallplänen
Gemäß Artikel 3a Abs. 4 des Bayerischen Katastrophenschutzgesetzes werden
die externen Notfallpläne für die Firmen

a RWE DEA AG, Speicherbetrieb Wolfersberg
a OMV Deutschland GmbH, Tanklager Steinhöring

zur Anhörung der Öffentlichkeit für die Dauer eines Monats vom
30.05. - 29.06.2006

öffentlich ausgelegt und können im Landratsamt Ebersberg, Eichthalstraße 5,
85560 Ebersberg, Zimmer Nr. 3.12 eingesehen werden.
Von Montag bis Freitag ist dies von 08.30 Uhr bis 12.00 Uhr möglich, zusätzlich
am Montag, Dienstag, Mittwoch von 14.00 Uhr bis 15.30 Uhr und am Donnerstag
von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr.
Während dieser Zeit können Anregungen vorgebacht werden.

Ansprechpartner: Herr Schmid, 08092/823-187
EAPL.093-1
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Verordnung

zur Änderung des Gebietes
der Stadt Ebersberg

und des Marktes Kirchseeon
Vom 08. Mai 2006

Aufgrund von Art. 11 und 12 der Gemeindeordnung – GO – in der Fassung der
Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl S. 796), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 24.12.2005 (GVBl S. 659), erlässt das Landratsamt Ebersberg folgen-
de Verordnung:

§ 1
(1) Aus dem Gebiet der Stadt Ebersberg und dem Markt Kirchseeon werden
nachstehende Flurgrundstücke aus-, bzw. eingegliedert:

Inhaltsverzeichnis
a Sitzung des Kreistages, am Montag, dem 29.05.06 um 1  Uhr, im Sit-

zungssaal des Landratsamtes Ebersberg
a Sitzung des Ausschusses für Landkreisentwicklung, Verkehr und Stra-

ßenplanung, am Donnerstag, dem 01.06.06 um 15 Uhr, im Sitzungssaal
des Landratsamtes Ebersberg

a Vollzug des Tierseuchengesetzes und der Verordnung zur Aufstallung
des Geflügels zum Schutz vor der Klassischen Geflügelpest (Geflügel-
Aufstallungsverordnung) vom 9. Mai 2006; Allgemeinverfügung

a Vollzug des Bayerischen Katastrophenschutzgesetzes; Auslegung von
externen Notfallplänen

a Verordnung zur Änderung des Gebietes der Stadt Ebersberg und des
Marktes Kirchseeon

a Öffentliche Bekanntmachung gem. Art. 71 Abs. 2 BayBO;
Neubau einer Biogasanlage zur Biomethanaufbereitung mit Fahrsilos

a Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung für den Wasserbeschaf-
fungsverband Eglharting, Marktgemeinde Kirchseeon, Landkreis
Ebersberg

a Bekanntmachung der Kreissparkasse Ebersberg
Kraftloserklärung eines zu Verlust gegangenen Sparkassenbuches
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(2) Das Umgliederungsgebiet ist im Veränderungsnachweis des Vermessungs-
amtes Ebersberg Nr. 1897 für die Gemarkung Kirchseeon ausgewiesen. Der Ver-
änderungsnachweis liegt beim Vermessungsamt Ebersberg auf und kann dort
von jedermann eingesehen werden.

§ 2
Im Umgliederungsgebiet tritt das Recht der abgegebenen Gemeinde außer Kraft
und das Recht der aufnehmenden Gemeinde in Kraft.

§ 3
Diese Verordnung tritt am 01. Juni 2006 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verord-
nung vom 10.02.2006 außer Kraft.
Ebersberg, den 08. Mai 2006
Landratsamt Ebersberg
Fauth
Landrat
EAPl. 022-2

Öffentliche Bekanntmachung
gem. Art. 71 Abs. 2 BayBO

Das Landratsamt Ebersberg (AZ: 42-B-2006-198) erlässt für das Bauvorhaben
„Neubau einer Biogasanlage zur Biomethanaufbereitung mit Fahrsilos“ der Fir-
ma Aufwind Schmack Betriebs GmbH & Co. Dritte Cash Cow KG auf den
Grundstücken Fl.Nr. 602, 1045 un 1044 der Gemarkung Gelting (ca. 300 m nörd-
lich des Weidachweges im Bereich des Weilers „Weidachmaier“) folgenden
Baugenehmigungsbescheid:
I. Für den Neubau einer Biomethananlage mit Errichtung von Fahrsilos auf den

Grundstücken Flurnrn. 602, 1045 und 1044 der Gemarkung Gelting wird die
Baugenehmigung entsprechend den mit Genehmigungsvermerk versehenen
Bauvorlagen und den amtlichen Korrekturen erteilt. Bei dem Bauvorhaben
handelt es sich um ein Vorhaben mittlerer Schwierigkeit.

II. Von den Vorschriften des Art. 7 Abs. 3 BayBO wird nach Art. 70 BayBO eine
Abweichung folgenden Inhalts zugelassen:
Unterschreitung der Abstandsflächen zwischen den Anlagengebäuden aus
betriebstechnischen Gründen.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann binnen eines Monats nach seiner Bekanntgabe Wi-
derspruch erhoben werden. Der Baugenehmigungsbescheid mit allen Bestand-
teilen und genehmigten Bauvorlagen können während der allgemeinen Öff-
nungszeiten (Montag bis Freitag nach Terminvereinbarung von 8.00 - 16.00 Uhr

und donnerstags auch ohne vorherige Terminvereinbarung von 14.00 - 18.00
Uhr) im Landratsamt Ebersberg -Bauamt-, Eichthalstraße 5, 85560 Ebersberg,
eingesehen werden. Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung als
bewirkt. Die Widerspruchsfrist beginnt somit mit dem Tag der Bekanntma-
chung zu laufen.
Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift beim Landratsamt Ebers-
berg, Eichthalstraße 5, 85560 Ebersberg, einzulegen.
Die Frist ist auch gewahrt, wenn der Widerspruch rechtzeitig bei der Regierung
von Oberbayern, Maximilianstr. 39, 80538 München, eingelegt wird.
Sollte über den Widerspruch ohne zureichenden Grund in angemessener Frist
sachlich nicht entschieden werden, so kann Klage bei dem Bayerischen Verwal-
tungsgericht, Bayerstr. 30, 80335 München schriftlich oder zur Niederschrift des
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Kla-
ge kann nicht vor Ablauf von drei Monaten seit der Einlegung des Widerspruchs
erhoben werden, außer wenn wegen besonderer Umstände des Falles eine kürze-
re Frist geboten ist.
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Streitgegenstand bezeichnen
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden
Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, die angefochtene Verfügung soll
in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsät-
zen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.
Widerspruch und Anfechtungsklage eines Dritten haben keine aufschiebende
Wirkung (§212a BauGB). Beim Bayerischen Verwaltungsgericht München kann
nach Zustellung der Genehmigung ein Antrag auf Anordnung der aufschieben-
den Wirkung gestellt werden.
Die Einlegung des Widerspruchs oder die Erhebung der Klage durch E-Mail ist
nicht zulässig.
Ebersberg, den 09.05.2006
Albin Schenk

24/44
Landratsamt Ebersberg
44/863-2 Kirchseeon 2/IV

I. Bekanntmachung
Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung für den Wasserbeschaffungsver-
band Eglharting, Martkgemeinde Kirchseeon, Landkreis Ebersberg
Gemäß § 58 Abs. 2 des Wasserverbandsgesetzes (WVG) vom 12.02.1991 (BGBl. I
S. 405), Art. 2 des Bayer. Gesetzs zur Ausführung des Wasserverbandsgesetzes
(BayAGWVG) vom 10.08.1994 (GVBl. Nr. 20, S. 76) sowie § 29 Abs. 1 und § 30
Abs. 2 der Satzung des Wasserbeschaffungsverbandes Eglharting vom

27.04.1999 macht das Landratsamt Ebersberg für den Wasserbeschaffungsver-
band die nachfolgende Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung vom
27.04.1999 in der Fassung der Änderungssatzung vom 22.04.2004 bekannt:

Satzung zur Änderung
der Beitrags- und Gebührensatzung

des Wasserbeschaffungsverbandes Eglharting
vom 10.05.2006

§ 1
Die Beitrags- und Gebührensatzung des Wasserbeschaffungsverbandes Egl-
harting vom 27.04.1999 (bekanntgemacht im Amtsblatt Nr. 11 des Landkreises
Ebersberg vom 11.05.1999), in der Fassung der Änderungssatzung vom
22.04.2004 (bekanntgemacht im Amtsblatt Nr. 8 des Landkreises Ebersberg vom
18.05.2004) wird wie folgt geändert:
1. § 9 Abs. 4 erhält folgende Fassung:

„Die Gebühr beträgt 0,65 a pro Kubikmeter entnommenen Wassers.“
2. § 9 Abs. 5 erhält folgende Fassung:

„Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger beweglicher Wasserzähler
verwendet, so beträgt die Gebühr 1,30 a pro Kubikmeter entnommenen
Wassers.“

§ 2
Inkrafttreten

Die Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung tritt am 01.10.2006 in Kraft.
Eglharting, den 10.05.2006
gez. Höher
(Verbandsvorsteher)

Kreissparkasse Ebersberg
Kraftloserklärung

eines zu Verlust gegangenen Sparkassenbuches

Nachbezeichnetes zu Verlust gegangenes und bereits aufgebotenes Sparkassen-
buch wird hierdurch für kraftlos erklärt.

Sparkassenbuch Nr. 100721505
Ebersberg, den 09.05.2006
Kreissparkasse Ebersberg
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